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Nachrichten

EVP tritt mit Fünferliste
zu Nationalratswahlen an

Basel. Die EVP Basel-Stadt tritt bei
den Nationalratswahlen im Oktober mit
einer vollen Fünferliste an. Nominiert
wurden Anja Fritz, Brigitte Gysin, Chris-
tine Kaufmann, Dieter Stohrer und
Christoph Wydler. Die mit CVP, GLP
und BDP geschlossene Listenverbin-
dung soll «ein Mandat sichern» und
«wertlose Stimmen verhindern».

Kanton sucht Standplatz
für Fahrende
Basel. Das Präsidialdepartement prüft
zehn dauerhafte Standplätze für Fah-
rende. Für die Jenischen, die sich auf
dem alten Esso-Areal im Rheinhafen
aufhalten, zeichnet sich nach einem
Bericht von Telebasel in der Sendung 
«Sieben vor Sieben» eine Lösung ab.
Ein privater Gönner habe einen Platz
angeboten. Das muss der Kanton
genehmigen. Abgeklärt werden über-
dies Standorte im Kanton Baselland.

Psychiatrie braucht die
Pfleger ausdemAusland
Auslastung der UPK ist 2014 gestiegen

Von Denise Muchenberger

Basel. Konrad Widmer hat allen Grund
zur Freude: Erst im November über-
nahm der Basler interimistisch die Lei-
tung der Universitären Psychiatrischen
Kliniken (UPK). Und gestern konnte er
schon auf ein erfolgreiches Geschäfts-
jahr zurückblicken: Sowohl die Pflege-
tage als auch die Belegung konnten
2014 um 3,4 beziehungsweise 1,3 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr gesteigert
werden, woraus am Ende ein Plus von
gut fünf Millionen Franken resultierte.
«Das ist ein komfortables Ergebnis.
Gleichzeitig bin ich mir bewusst, dass
wir nicht jedes Jahr solche Zahlen vor-
weisen können», sagt Widmer.

Zurückhaltender kommentiert er
die Entwicklung der Mitarbeitenden-
zahlen: «Von den 1252 Angestellten
sind rund 43 Prozent Ausländer, das ist
ein hoher Anteil. Aber: Es geht schlicht
und einfach nicht anders, wir sind auf
die ausländischen Fachkräfte angewie-
sen.» Konrad Widmer spürt, dass gerade
die umliegenden deutschen Kliniken
ihre Mühe damit haben: «Ihnen fehlt
dieses Personal, das in die Schweiz
abwandert.»

Auch im 2015 wolle man den bishe-
rigen Weg weitergehen und die psycho-
therapeutischen Konzepte weiter aus-
bauen, sagt Undine Lang, Klinikdirekto-
rin der Erwachsenen-Psychiatrischen
Klinik. «Studien zeigen ganz klar auf,

dass Therapien nachhaltiger sind als
Medikamente.» Nun gehe es darum, die
Behandlungen noch effektiver zu
gestalten, möglichst kurze stationäre
Aufenthalte anzustreben: «Hier liegen
wir aber schon gut drin – bei uns liegen
sie im Schnitt bei drei Wochen.» Bereits
bewährt haben sich neue Angebote wie
das Ambulatorium an der Kornhaus-
gasse mit einem «Walk-in»-Service. Die-
ses wurde im Oktober 2013 eröffnet
und bietet Menschen in einer Lebens-
krise sofortige Hilfe. Im 2014 folgte aus-
serdem die Einrichtung einer Station
für Altersdepression.

Kinder-Therapie in der Familie
Für die Zukunft hat die UPK auch im

Bereich der Kinder- und Jugendbetreu-
ung einiges vor: Während der geplante
Bau einer Kinder- und Jugendpsychia-
trie auf dem Gelände derzeit auf Eis
liegt – Gegner kämpfen mit einer Initia-
tive für einen zentrumsnäheren Stand-
ort – wurde letzten Herbst die soge-
nannte Multisystemische Therapie
(MST) eingeführt.

Alain Di Gallo, Leiter der Kinder-
und Jugendpsychiatrischen Klinik,
erklärt den Ansatz: «Mit der MST bieten
wir aufsuchende Hilfe für Kinder und
Jugendliche im Alter zwischen 6 und 17
Jahren. Die Therapien finden beim Kind
zu Hause statt, damit wir die Familien
miteinbeziehen können.» Das Angebot
wird laut Di Gallo weiter ausgebaut.

Sauna im Rheinbad Breite soll
einenMehrwert bringen
Der Verein will sich nicht an Investitionen beteiligen

Von Christian Fink

Basel. Das Rheinbad Breite ist eine
wunderbare Einrichtung. Das nicht nur
im Sommer, sondern auch im Winter.
Denn seit fünf Jahren gibt es dort die
«Sauna am Rhy», die jeweils zwischen
Oktober und Mitte März geöffnet ist. Sie
ermöglicht nach der Sauna das Bad im
Rhein. Hierfür ist die dreiköpfige Sauna
GmbH verantwortlich, welche die
Anlage 2009 einbaute. Denn der Verein
Rheinbad Breite hatte damals Schulden
und keine finanziellen Mittel, um wei-
tere Investitionen zu tätigen. Deshalb
bezahlten die Sauna-Betreiber – darun-
ter findet sich Dominik Hächler, ehema-
liger Präsident des Vereins Rheinbad
Breite – sämtliche notwendigen Ausga-
ben für die Einrichtung in der Höhe von
210000 Franken. Dies im Einverständ-
nis des Vereins und unter der Bedingung,
dass es den Verein selbst nichts koste.

Seit 2010 läuft nun die Sauna – und
dies durchaus erfolgreich: Wurden vor
fünf Jahren 2000 Gäste gezählt, so waren
es im vergangenen Jahr bereits 4700. Der
Sauna wird vom Publikum eine hohe
Qualität zugesprochen, die bereits mit
einer Auszeichnung gewürdigt wurde.
Heute gehört die Sauna zum Winter-Bad-
hysli, wie wenn sie immer schon da
gewesen wäre. Die Sauna GmbH vertritt
nun die Ansicht, dass normalerweise die
Vermieterin für die Räume und Infra-
struktur bezahlt, während die Mieterin
das Inventar für den Betrieb mitbringt.
Der Einbau des Winterbetriebes habe

den Verein nichts gekostet, so Hächler.
Im Gegenteil: Die Sauna habe Mietein-
nahmen generiert: in fünf Jahren insge-
samt 34000 Franken.

Antrag abgelehnt
Im Unterschied zum Verein «tragen

wir, als Betreiber der Sauna, für jede
Schraube, jeden Lohn unserer sieben
Angestellten, jede Versicherungsprämie
und anderes das volle finanzielle
Risiko», so Hächler. Fair wäre es des-
halb, «wenn wir nicht auch noch die
Finanzierung der Begleitheizung, der
Bodenisolation, des Wand- und Boden-
belages und anderes übernehmen
müssten – Einbauten, die wir nicht
mehr mitnehmen könnten».

Aus diesen und weiteren Gründen
stellte die Sauna GmbH an der Mitglie-
derversammlung des Rheinbads Breite
den Antrag, dass sich diese mit 90 000
Franken an den Baukosten beteiligt. Sie
erachtet es als notwendig, dass der Ver-
ein jetzt die gesamte Verantwortung für
den Bau übernimmt und sich so ohne
«Altlasten» oder «Vorschuss» (je nach
Optik) auf neue Projekte konzentrieren
kann. Der Verein trage als Vermieter des
Badhysli die Verantwortung dafür, dass
die eingemieteten Betriebe zu realen
Bedingungen ihre Dienstleistungen
anbieten können.

Die Mitglieder des Rheinbads Breite
stützten sich jedoch auf die damals
gemachte Aussage, dass die Sauna
nichts kosten dürfe, und lehnten den
Antrag ab.

«Diese Initiative ist radikal und pauschalisiert»
Uvek-Vizepräsident und LDP-Grossrat Heiner Vischer warnt vor der Strassen-Initiative und den Gegenvorschlägen

Das will die Strassen-Initiative des VCS
Velofahrer bevorzugt.� Die Strassen-
Initiative des Verkehrs-Clubs der
Schweiz (VCS) fordert eine Änderung
des Basler Umweltschutzgesetzes.
Fussgänger, Velofahrer sowie der
öffentliche Verkehr sollen konsequent
bevorzugt werden. Mit «geeigneten
baulichen, betrieblichen, verkehrs-
lenkenden oder beschränkenden
Massnahmen» soll gemäss Initiativtext
«eine deutliche Verminderung des
motorisierten Individualverkehrs»
gewährleistet werden.
Überall dort, wo es innerorts keinen
Platz für Velostreifen gibt, soll laut den
Initianten maximal Tempo 30 signalisiert

werden. Sämtliche Massnahmen inner-
orts sollen bei einer Annahme der Initia-
tive innert fünf Jahren realisiert werden.
Die Basler Regierung hält diese Umset-
zungsfrist für zu kurz und stellt der
Initiative deshalb einen Gegenvorschlag
gegenüber, der eine Frist von 20 Jahren
für die Umsetzung der Ziele der
Strassen-Initiative vorsieht.
Einer Mehrheit der Umwelt-, Verkehrs-,
und Energiekommission (Uvek) wieder-
um dauert die Variante der Regierung
zu lange, weshalb sie einen kosten-
günstigeren Gegenvorschlag für fünf
Millionen Franken mit einer Frist von
sieben Jahren vorlegt. aag

Glückwunsch

Goldene Hochzeit

Basel. Heute vor 50 Jahren haben sich
Edvige und Luciano Presotto-Arioli
das Jawort gegeben. Zu ihrem Hoch-
zeitsjubiläum gratuliert ihnen die Basler
Zeitung herzlich und wünscht beiden
für die kommenden Ehejahre alles
Gute. gratulationen@baz.ch

Von Aaron Agnolazza

BaZ: Eine Minderheit der Umwelt-, Ver-
kehrs- und Energiekommission (Uvek)
lehnt sowohl die Strassen-Initiative sel-
ber als auch die beiden Gegenvor-
schläge ab. Weshalb?

Heiner Vischer: Die ganze Initiative
geht in die falsche Richtung, weil sie
radikal ist und pauschalisiert. Stras-
sen haben gemäss ihrer Hierarchie,
also von Quartierstrassen bis Sam-
melstrassen, ganz unterschiedliche
Aufgaben, denen die Strassen-Initia-
tive nicht gerecht wird, weil sie ein-
fach auf allen Sammelstrassen Velo-
streifen fordert. Weiter sind auch die
völlig unterschiedlich berechneten
Kosten ein Grund für die Ablehnung.
So spricht etwa die Regierung von
145 Millionen Franken für die Umset-
zung der Initiative, während ihr
Gegenvorschlag 44 Millionen kosten
soll. Die Uvek-Mehrheit rechnet dage-
gen mit nur fünf Millionen Franken.
Da kann doch etwas nicht stimmen.

In der BaZ sagte Uvek-Präsident Michael
Wüthrich (GB), dass es ihm vor allem um
mehr Sicherheit für Velofahrende gehe.
Wollen Sie nicht auch mehr Sicherheit
auf der Strasse?

Selbstverständlich, aber es existiert
bereits der Velo-Teilrichtplan der
Regierung, der etwa schnelle Velo-
routen für Pendler vorsieht. Dass jetzt
die Velofahrenden auf den Hauptver-
kehrsachsen fahren sollen, ist für uns
völlig unverständlich. Viel sinnvoller

und insbesondere sicherer ist es,
wenn auf Nebenstrassen mit wenig
Verkehr Velo gefahren wird. Zudem
fokussiert die Diskussion über die
Strassen-Initiative viel zu einseitig
auf das Thema Velo. Das nährt bei
mir den Verdacht, dass es primär um
das Velo geht und die ebenfalls gefor-
derte Priorisierung des ÖV und die
Trottoirbreiten für die Fussgänger als
Alibi für eine «Velo-Initiative» herhal-
ten müssen.

Eine aktive Veloförderung, wie von Ihnen
erwähnt, finde aber gar nicht statt, kriti-
siert Michael Wüthrich.

Diese Aussage ist völlig falsch. Es wird
im Gegenteil enorm viel für den
Veloverkehr gemacht, wie sich auch
am erwähnten Velo-Teilrichtplan
zeigt. Im schweizweiten Ranking von
Pro Velo ist Basel-Stadt zudem auf
Platz zwei hinter Winterthur als velo-
freundliche Stadt gelistet. Wie kann
man da sagen, wir seien in der Stein-
zeit, was die Veloförderung angeht?
Das ist völlig vermessen, investiert
doch Basel-Stadt jährlich Millionen in
die Verbesserung der Infrastruktur für
Velofahrende.

Anstelle von Velostreifen gibt es ja auch
die Möglichkeit, Tempo 30 auf den Haupt-
verkehrsachsen zu signalisieren. Wäre
das nicht eine kostengünstige Alternative 
zu den baulichen Massnahmen?

Es gibt im Bundesgesetz für Verkehr
wie bereits erwähnt eine klare Hierar-
chie für Sammel- und Quartierstras-
sen, auf denen Tempo 50 beziehungs-
weise Tempo 30 gilt. Wenn wir diese
Strassennetzhierarchie aufweichen,
wie das sowohl die Initiative als auch
die beiden Gegenvorschläge vorse-
hen, fährt der Verkehr nicht mehr auf
den Sammelstrassen, sondern fährt
auf dem kürzesten Weg durch die
Quartiere.

Sie monieren, dass Tempo 30 auf Haupt-
verkehrsachsen Bundesrecht wider-
spreche. Zuletzt wurde aber beispiels-
weise in Zürich Tempo 30 von einem
Gericht gestützt, wenn dies der Ver-
kehrssicherheit dient.

Dieser Fall wurde dort erstinstanzlich
beurteilt und wird jetzt weitergezo-
gen. Das Bundesgericht hat bisher in
den allermeisten Fällen solche Tem-
po-30-Zonen auf Hauptachsen abge-
lehnt und nur in ganz wenigen Ent-
scheiden gestützt, wie etwa im berni-
schen Münsingen, wo die Ortsdurch-
fahrt mit Tempo 30 signalisiert ist.

In der Stadt ist die Durchschnittsge-
schwindigkeit aufgrund der Verkehrs-
dichte oftmals nur marginal höher als 30
Stundenkilometer. Wäre eine Reduktion
von Tempo 50 auf Tempo 30 da nicht
sowieso opportun?

Der Verkehrsfluss ist bei Tempo 30
nicht besser als bei Tempo 50, wie
dies von der Uvek-Mehrheit behaup-
tet wird. Im Gegenteil, es kommt bei
Tempo 30 zu mehr Emissionen und
zu mehr Lärm. Deshalb macht es
Sinn, auf Hauptverkehrsachsen wie
etwa der Nauenstrasse weiterhin
Tempo 50 zu signalisieren. Gerade an
diesem Beispiel zeigt sich auch die

Absurdität dieser Initiative. Laut
Initiativtext müsste dort eine Velo-
spur markiert werden, obwohl paral-
lel dazu am Peter-Merian-Weg bereits
ein Veloweg besteht.

Die Regierung geht davon aus, dass
einer buchstabengetreuen Umsetzung
der Strassen-Initiative bis zu 1900 Park-
plätze zum Opfer fallen könnten. Inwie-
fern spielt diese Tatsache in Ihrer ableh-
nenden Haltung eine Rolle?

Das ist natürlich eine Schätzung, aber
es ist auf jeden Fall eine sehr grosse
Zahl, die im Raum steht. Wenn 1900
Parkplätze verloren gehen, nimmt der
Parkierungsdruck in den Quartieren
zu. Dass die Autos einfach verschwin-
den, wenn man Parkplätze aufhebt, ist
eine Illusion. Die Autozulassungen in
Basel-Stadt nehmen ja auch nicht ab.

Ist die Strassen-Initiative ein Druckmit-
tel für die Städte-Initiative, welche vom
Volk zwar angenommen wurde und bis
2020 zehn Prozent weniger motorisier-
ten Individualverkehr will, in der Umset-
zung aber harzt?

Die Städte-Initiative wird mittler-
weile bei jedem Verkehrsthema ange-
führt, so auch jetzt. Eine Stadt besteht
aber nicht nur aus Velofahrenden,
sondern muss auch leben, auch im
kommerziellen Sinn. Da gehört das
Auto dazu. Es braucht eine Koexistenz
von Fussgängern, Velo, ÖV und moto-
risiertem Individualverkehr. Und das
sage ich als passionierter Velofahrer.

Tatsache ist aber, dass die Städte-Initia-
tive trotz einem Ja des Stimmvolkes der-
zeit nicht zureichend umgesetzt wird.

Diese Initiative ist genauso ein Bei-
spiel für eine sture Initiative wie die
Strassen-Initiative. Es ist nämlich
schlichtweg falsch, absolute Zahlen
in ein Gesetz zu schreiben. Bau- und
Verkehrsdirektor Hans-Peter Wessels
hatte damals schon in der Debatte im
Grossen Rat zur Städte-Initiative
gesagt, dass eine Umsetzung in dieser
Frist bis 2020 nicht möglich sein
wird. Und jetzt heisst es, dass der
Volkswille nicht umgesetzt wird – das
ist doch absurd.

«Viel zu einseitig».� Für Grossrat Heiner Vischer (58) fokussiert die Strassen-Initiative zu stark auf das Velo.  Foto Moira Mangione

«Es braucht eine
Koexistenz von Velo,
ÖV und motorisiertem
Individualverkehr.»


